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Berset pokert hoch
Altersvorsorge Der Sozialminister gilt als geschickter Taktiker. Doch nach fünf Jahren imBundesrat

braucht ermit der Rentenreform endlich einen Erfolg in einemKerndossier. Die Absturzgefahr ist gross.

Tobias Gafafer

Es sindwohldie intensivstendrei
Wochen seiner Politkarriere.
Gestern verteidigte Sozialminis-
ter Alain Berset im Nationalrat
die Rentenreform, nächste Wo-
che folgt der Ständerat, und da-
nach die Einigungskonferenz.
DerFreiburger setzteamRedner-
pult sein Pokerface auf und
sprach, wie er es oft tut: dossier-
sicher, eloquent und zweispra-
chig. 145StundenhättendiePar-
lamentarier die Vorlage bereits
beraten, 51 Zusatzberichte habe
derBundabgeliefert.GrössteGe-
fahr sei es, bei der Sicherung der
Altersvorsorge die Gesamtsicht
zu verlieren. Berset liess keine
Zweifel aufkommen, dass das
Ständeratsmodellmit demAHV-
Zuschlag für ihnderbessereWeg
ist. Fakten, die dagegen spre-
chen, liess er aus,währenderdie
Schwächen des Modells des Na-
tionalrats kritisierte.Dieser blieb
vorerst hart (siehe Text unten).

Bei der Reform geht es um
viel, für die Altersvorsorge und
für den SP-Magistraten. Gewiss,
über das Schicksal der Vorlage
entscheidetdasParlament.Doch
Berset hat sich viel vorgenom-
men, sovielwiekeinSozialminis-
ter vor ihm. Er drückte eine Pa-
ketlösung für die erste und zwei-
te Säule, die den jahrelangen
Reformstau lösen soll, durchden
Bundesrat.Obdas ambitionierte
Projekt gelingt, bleibt fraglich.
Die Absturzgefahr imParlament
oder vor dem Volk ist gross, die
Angriffsflächen sind zahlreich.

LinkeundRechte
drohenmitReferendum

DerUnmutwächst. Linkewollen
das Referendum ergreifen, weil
sie sich am höheren Frauenren-
tenalter und dem tieferen Um-
wandlungssatz stören. Das stellt
dieTaktik vonBerset undder SP-
Spitze in Frage, welche die linke
Basis mit dem Zückerchen von
70 Franken bei der AHV ködern
wollten.AuchBürgerlichedrohen
mitdemReferendum. Ihnengeht
derAHV-Zuschlagwegenderho-
hen Kosten zu weit. Kommt hin-
zu, dassderBundesrat ursprüng-

lich selber auf einModell setzte,
das Rentenausfälle in der zwei-
ten Säule kompensieren wollte.
Berset habe sich regelrecht am
AHV-Ausbau festgebissen, den
SP und CVP im Ständerat einfä-
delten, sagtAlexKuprecht (SVP/
SZ). Jetzt könnte dieser zum
Scheitern der Vorlage führen.

Der Freiburger Staatsrat und
alt SP-Nationalrat Jean-François
Steiert, einerfahrener Sozialpoli-
tiker, verteidigt seinen Wegge-
fährten.Ohnedie 70Franken sei
von der linken Basis mit keiner
Unterstützungzu rechnen.«Eine
risikolose Variante gibt es nicht.
Berset hat auf die am wenigsten
gefährlicheLösunggesetzt.»Der
Sozialminister hat in den letzten
WochendenDrucknochmals er-
höht. Im Januar warnte er an
einem Anlass des Pensionskas-
senverbandes, eineneueVorlage
wäre erst 2025möglich. «Es gibt

keinen Plan B.» Sein Kalkül: Die
Branche soll ihre Interessenver-
treter dazu bewegen, den AHV-
Zuschlag zu schlucken.

Taktikallein führt
nicht zumSieg

Selbst politischeGegner attestie-
ren Berset viel taktisches Ge-
schick. So viel, dass sie ihm ver-
stärkt auf die Finger schauen.
«Druck erzeugt Gegendruck»,
sagt SVP-Ständerat Alex Ku-
precht.MehrereVorlagendes In-
nenministers hatten im Parla-
ment denn auch einen schweren
Stand, dasTabakproduktegesetz
etwa. Nach fünf Jahren im Bun-
desrat braucht er endlich einen
Erfolg.ZwarbrachteBerset einen
millionenschweren Ausbau der
Kultursubventionen durchs Par-
lament.Und imStreit umdieEnt-
schädigung von Asbestopfern
kameszurEinigung.Doch in sei-

nen Kerndossiers, dem Gesund-
heitswesen und den Sozialversi-
cherungen, kann er bisherwenig
vorweisen.Bei der letzten IV-Re-
vision taktierteBerset und sagte,
Kürzungen seien unnötig. Am
EndeversenkteeineunheiligeAl-
lianz die Vorlage. Berset mache
bei derRentenreformdenselben
Fehler, warnt Nationalrätin Isa-
belleMoret (FDP/VD).

Das letzteWort ist nochnicht
gesprochen.Berset undderStän-
derat könnten sich durchsetzen,
wenn das Parlament bloss die
Wahl zwischen dem AHV-Zu-
schlag und dem Status quo hat.
DerFreiburgerhättedamit seine
schwierigste Aufgabe gelöst und
könnte bei einer der nächsten
Bundesratsvakanzen einen
Wechsel ins Finanz- oder Aus-
sendepartementanstreben.Zwei
Departemente, die ihn demVer-
nehmen nach reizenwürden.

Alain Berset hat sich bei der Rentenreform so viel vorgenommen wie kein Bundesrat vor ihm. Bild: Peter Schneider/KEY

«AlainBerset
hat aufdieam
wenigsten
gefährliche
Lösung
gesetzt.»

Jean-François Steiert
alt Nationalrat (SP/FR)

Lob undTadel
aus Brüssel

Aussenpolitik Nach mehrmali-
gem Verschieben haben die EU-
Staaten gestern in Brüssel den
Bericht über ihre Beziehung zur
Schweiz verabschiedet. Neben
Lob listen die EU-Staaten auch
mehrereBaustellenauf.Dazuge-
hört neben der Umsetzung der
Masseneinwanderungs-Initiative
(MEI) auch das Kroatien-Proto-
koll − die Ausdehnung der Frei-
zügigkeit auf das jüngste EU-
Land. Zwar konnte dank der ge-
fundenen Lösung für die MEI
auchdasKroatien-Protokoll rati-
fiziert werden − jedoch rund
zweieinhalb Jahre verspätet. Die
EU-Staaten fordern nun die
Schweizdazuauf, dieÜbergangs-
fristen für Kroatien zu überden-
ken. Damit zielen sie auf die von
derSchweizwiebei anderenLän-
dernzuvorauch schonausgehan-
deltenÜbergangsfristenmitKon-
tingenten und Ventilklausel.
Positiv herausgehoben wurde
hingegendie aufAnfang2017er-
folgte Einführung des automati-
schen Informationsaustauschs.
Der neue Gotthard-Basistunnel
wird zudem als Meilenstein be-
zeichnet. (sda)

Ständerat stellt
sich quer

Transparenz Der Nationalrat
verlangt, dassauchderStänderat
alle Abstimmungsresultate in
Form einer Namensliste veröf-
fentlicht. Er hat gestern eine ent-
sprechendeparlamentarische In-
itiative von Andrea Geissbühler
(SVP/BE) gutgeheissen. Dieser
bemängelte, dass die Bevölke-
rungbislangnichtnachvollziehen
kann, wer wie gestimmt habe.
Insbesondere für die Wahlen sei
es aber wichtig, dass auch im
Ständerat, analog zumNational-
rat, indieserBeziehungTranspa-
renzgeschaffenwerde.Mankön-
ne so auch nicht auswerten, wie
oft einRatsmitgliedgefehlthabe.
Auch wenn das Anliegen bei der
vorberatenden Kommission des
Ständerats grundsätzlich auf of-
feneOhrenstiess,bemängeltedie
Kommissionsmehrheit den Ab-
sender der Initiative. Das sei Sa-
chedesStänderats, argumentier-
te sie. Dieser wird nun als nächs-
tes darüber abstimmen. (sda)

Nationalrat verharrt auf Konfrontationskurs
Rentendebatte Noch will sich
niemand bewegen im Poker um
dieRentenreform.DerNational-
rat hat gestern zum zweiten Mal
darüberdebattiert – under zeigte
sichunnachgiebig:Erbeharrte in
allenwichtigenPunktenaufseiner
Linie. Ein Knackpunkt ist der
AHV-Zuschlag von 70 Franken,
den die Linke sowie CVP und
BDP fordern. Sie wollen damit
dieRenteneinbussenausgleichen,
die durch die Senkung des Um-
wandlungssatzes in der zweiten
Säule entstehen.

FDP, SVP und GLP lehnen
das ab. Sie drängen stattdessen
auf eineKompensation innerhalb
der zweitenSäule. SVP-National-
rat Thomas de Courten (BL)
warnte vor den Kosten, die der
AHV-Zuschlag verursacht. «Da-
mitwirddas zentraleZiel derRe-
vision, die Sanierung des Sozial-
werks, zunichtegemacht», kriti-
sierte er. Die Befürworter des

AHV-Zuschlags betonten hin-
gegen, nur mit diesem Zuschlag
werde die Reform eine Abstim-
mungüberstehen.BDP-National-
rat Lorenz Hess (BE) meinte:
«Mitden70FrankenhatdieVor-
lageeinekleineChance, ohne sie
hat sie keineChance.»

AuchBauernvertreter
aufParteilinie

Im Vorfeld der Debatte hatten
auch einige Bauernvertreter in
der SVP Sympathien für den
AHV-Zuschlaggeäussert. ImRat
stimmtensie aber aufParteilinie.
Der Direktor des Bauernver-
bands, FDP-Nationalrat Jacques
Bourgeois (FR), enthielt sichhin-
gegen. Der Nationalrat sprach
sich schliesslich mit 103 zu 92
Stimmen gegen die 70-Franken-
Lösungausund stellte sichdamit
gegen den Ständerat.

Auch in einem weiteren
Punkt bleibt der Nationalrat auf

Konfrontationskurs zumStände-
rat: Geht es der AHV finanziell
schlecht, soll sichdasRentenalter
automatisch auf bis zu 67 Jahre
erhöhen.FDP-NationalratBruno
Pezzatti (ZG) sagte, angesichts
der steigendenLebenserwartung
sei das nötig: «Wir werden nicht
um eine Erhöhung des Renten-
alters herumkommen.» CVP-
Nationalrätin Barbara Schmid-
Federer (ZH) hingegen prophe-
zeite: «Mit einer zusätzlichen
Diskussion über eine Erhöhung
des AHV-Referenzalters auf 67
Jahre ist die Reform garantiert
verloren.»

Insgesamtverbleibenzwischen
den beiden Räten noch knapp
ein Dutzend Differenzen. FDP-
NationalrätinRegineSauter (ZH)
sieht nun die kleine Kammer in
der Pflicht: Diese könne sich der
Haltung des Nationalrates nicht
verschliessen. «Wir habenheute
ein deutliches Signal an den

Ständerat gesandt», sagte sie
nach der Debatte. SP und CVP,
die im Ständerat die Mehrheit
stellen, wollen jedoch nicht von
ihren Positionen abrücken. Die
Ständeratslösung sei bereits ein
Kompromiss, sagte SP-National-
rätin BarbaraGysi (SG).

Druckauf
Wackelkandidaten

SP und CVP haben die besseren
Karten in der Hand, da sie in der
Einigungskonferenz über eine
Mehrheit verfügen. ImNational-
rat sindsie indesaufStimmenaus
GLP, FDP und SVP angewiesen.
DassesAbweichlergebenkönnte,
ist durchaus möglich: Einzelne
liessendurchblicken, dass siedie
Reform nicht wegen des AHV-
Zuschlags abstürzen lassen wol-
len. Vertreter von SP und CVP
setzen Druck auf und nehmen
insbesondere Bauern und Ge-
werbler ins Visier. «Die Reform

scheitern zu lassen,wäre absolut
verantwortungslos», sagt CVP-
NationalrätinRuthHumbel (AG).

Das Zünglein an der Waage
könnte die GLP spielen. Sie hat
gestern mit kurzfristig einge-
reichtenAnträgenvergeblichver-
sucht, das Modell von SP und
CVP abzuändern – obwohl sie
dieses eigentlich ablehnt. GLP-
Nationalrätin Kathrin Bertschy
(BE) sagte: «Wir müssen das
Ständeratskonzept auch mit-
gestalten.Momentan hat es dar-
ineinigeganzbitterePillen.»Die
ErhöhungderAHV-Renteum70
Franken für alle lehne sie ab. Ob
die GLP dennoch zustimmen
würde, umdie Reform zu retten,
liess Bertschy offen.

Das Tauziehen geht nächste
Woche im Ständerat weiter, an-
schliessend kommt erneut der
Nationalrat zumZug.

Maja Briner

Weniger
Überwachungen

Straftaten Im Vergleich zu 2015
sank im vergangenen Jahr in der
Schweiz die Zahl der Echtzeit-
überwachungsmassnahmen wie
das Mithören von Telefonaten
oder Mitlesen von E-Mails um
fast 600 auf 2795Massnahmen.
Zudemwurden5756 rückwirken-
de Überwachungen angeordnet
–das sind fast 500weniger als im
Vorjahr.Dabei geht esumVerbin-
dungsnachweise oder wer wann
mitwemwowie lange telefoniert
hat. Die Anzahl der einfachen
Telefon-Abfragen, etwa zur In-
formation über IP-Adressen,
nahm hingegen zu. Insgesamt
ordnetendieStrafverfolgungsbe-
hördenelfProzentwenigerÜber-
wachungsmassnahmenan.Rund
40Prozentdientendazu, schwe-
re Widerhandlungen gegen das
Betäubungsmittelgesetz aufzu-
klären. Knapp ein Drittel betraf
schwere Vermögensdelikte, 11
Prozent strafbare Handlungen
gegen Leib und Leben. (sda)


